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Erläuternde Bemerkungen 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 geändert wird 

I. 

Allgemeines 

A. 

Im Tiroler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (TAP) wurden diverse 
Maßnahmen erarbeitet, mit denen ein Grundstein für die Sicherstellung von Chancengleichheit 
und -gerechtigkeit in der Gesellschaft gesetzt werden soll. Eine dieser Maßnahmen betrifft die 
barrierefreie Ausrichtung öffentlicher Veranstaltungen. 

In Entsprechung des TAP soll nunmehr die vorliegende Änderung des Tiroler 
Veranstaltungsgesetzes 2003 erfolgen. Inhalt des vorliegenden Entwurfes ist die Einführung einer 
Bestimmung, die künftig nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten und wirtschaftlichen 
Zumutbarkeit die bestmögliche Barrierefreiheit von öffentlichen Veranstaltungen vorsieht. Teilnehmer 
einer öffentlichen Veranstaltung, insbesondere Menschen mit Behinderung, sollten nach Möglichkeit 
keine oder nur noch geringe Barrieren bei öffentlichen Veranstaltungen vorfinden. 

Ferner soll nach dem Inhalt des vorliegenden Entwurfes der Behörde die Möglichkeit eingeräumt werden, 
dem Veranstalter mittels Bescheid auf seine Kosten für die Dauer der Veranstaltung nach Anhörung des 
Kommandanten der Feuerwehr, in deren Schutzbereich die Veranstaltung stattfinden soll, einen 
Feuerwehr-Bereitschafts- oder Präsenzdienst in der erforderlichen Stärke vorschreiben zu können, soweit 
dies im Hinblick auf die Art der Veranstaltung erforderlich ist. 

B. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden 
Gesetzes ergibt sich aus Art. 15 Abs. 1 B-VG. Nach dieser Kompetenzbestimmung verbleibt eine 
Angelegenheit im selbstständigen Wirkungsbereich der Länder, soweit sie nicht ausdrücklich durch die 
Bundesverfassung der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des Bundes übertragen ist. 

C. 

Durch die Beschlussfassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden Gesetzes sind grundsätzlich 
keine Mehrkosten für die Gebietskörperschaften zu erwarten. Im Fall, dass eine Gebietskörperschaft 
selbst Veranstalter einer öffentlichen Veranstaltung ist, könnte sie von Kosten aufgrund der Umsetzung 
dieser neuen Bestimmung betroffen sein. 

D. 

Nach Punkt 4. des auf Regierungsbeschlüssen vom 22. September 2021 und 5. Juli 2022 beruhenden 
Erlasses des Landesamtsdirektors Nr. 93 vom 25. August 2022, Zl. LaZu-KS-S-8/17-2022, über die 
Anwendung des Klima-Checks bei klimarelevanten Gesetzesvorhaben wurde das Tiroler 
Veranstaltungsgesetz 2003 als klimarelevantes Landesgesetz eingestuft. Bei Gesetzesnovellen bezieht 
sich der Klima-Check nach Punkt 3. des angeführten Erlasses auf den neu zu beschließenden Normtext. 
Der somit verpflichtend durchzuführende Klima-Check hat ergeben, dass mit den in der vorliegenden 
Novelle vorgesehenen Änderungen des Gesetzes keine klimarelevanten Auswirkungen verbunden sind. 

E. 

Nach Punkt 4. des auf Regierungsbeschluss vom 5. Juli 2022 und beruhenden Erlasses des 
Landesamtsdirektors Nr. 94 vom 26. September 2023, WA-432/4-2023, über die Anwendung des 
Standort-Checks bei standortrelevanten Gesetzesvorhaben wurde das Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 
als standortrelevantes Landesgesetz eingestuft. Bei Gesetzesnovellen bezieht sich der Standort-Check 
nach Punkt 3. des angeführten Erlasses auf den neu zu beschließenden Normtext. Der somit verpflichtend 
durchzuführende Standort-Check hat ergeben, dass mit den in der vorliegenden Novelle vorgesehenen 
Änderungen des Gesetzes keine standortrelevanten Auswirkungen verbunden sind. 
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II. 

Bemerkung zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. I: 

Zu Z 1 (§ 3 lit. f): 

Hierbei soll eine Klarstellung dahingehend erfolgen, dass öffentliche Veranstaltungen und die dafür 
verwendeten Betriebsanlagen barrierefrei sein sollen, soweit dies technisch und wirtschaftlich zumutbar 
ist. Dies betrifft einerseits die Durchführung der öffentlichen Veranstaltung und andererseits die Planung, 
die Herstellung, die Errichtung, den Einbau, die Änderungen, den Betrieb sowie die Instandhaltung und 
die Instandsetzung der für die öffentliche Veranstaltung verwendeten Betriebsanlagen. 

Die Bestimmung hat zum Ziel, Menschen mit Behinderungen den Zugang zu öffentlichen 
Veranstaltungen und die dafür verwendeten Betriebsanlagen zu erleichtern. 

In diesem Sinne hat der Veranstalter durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass Menschen mit 
Behinderungen ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe Zugang zum 
Veranstaltungsgelände bzw. -gebäude haben und auch inhaltlich an der Veranstaltung teilnehmen können. 
Zur Erfüllung dieser Erfordernisse kann die Behörde dem Veranstalter bei anmeldepflichtigen und bei 
nicht anmeldepflichtigen Veranstaltungen jederzeit mit Bescheid unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit 
Maßnahmen vorschreiben. 

Zu Z 2 (§ 8 Abs. 5): 

Bei manchen Veranstaltungen ist es erforderlich, Vorsorge für allenfalls notwendig werdende 
Feuerwehreinsätze zu treffen. Aus diesem Grund soll der Behörde nach Anhörung des Kommandanten 
der Feuerwehr, in deren Schutzbereich die Veranstaltung stattfinden soll, die Möglichkeit eingeräumt 
werden, den Veranstalter schon vor Beginn der Veranstaltung zu verpflichten, auf eigene Kosten einen 
Feuerwehr-Bereitschafts- oder Präsenzdienst einzurichten bzw. bereitzustellen. Für eine Anhörung 
kommen der Kommandant der jeweiligen Freiwilligen Feuerwehr, der Pflichtfeuerwehr oder – wenn 
vorhanden, wie derzeit in der Stadt Innsbruck – der Berufsfeuerwehr in Betracht. 

Zu Z 3 (§ 31 Abs. 2): 

Aufgrund zwischenzeitiger Novellierungen von in der Verweisungsbestimmung genannten 
Bundesgesetzen sollen die Zitate aktualisiert werden. 

Zu Art. II: 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 


